
zu verkennen, ergeben die weiteren Ausführungen des 
Urteils, die den vorstehend dargelegten Prinzipien ge­
wissermaßen das Gleichgewicht halten und ihrer Be­
deutsamkeit wegen hier in ihrem wesentlichen Wortlaut 
folgen sollen:

„Andererseits darf die Forderung, in einem Beruf 
zu arbeiten, nicht schematisch erhoben werden. Sie 
entfällt unter Umständen für Frauen, die für kleine 
Kinder zu sorgen haben. Vor allen Dingen darf 
aber die aus der Gleichberechtigung grundsätzlich 
zu folgernde gleiche Verpflichtung von Mann und 
Frau nicht zur Gleichmacherei führen, ... Die Ver­
fassung der Deutschen Demokratischen Republik 
wollte keineswegs eine nur formale Gleichberechti­
gung hersteilen, die die zur Zeit noch vorhandene 
wirtschaftliche Schwäche vieler Frauen unberück­
sichtigt läßt. Zahlreiche Frauen, besonders aus schon 
vor Jahrzehnten geschlossenen Ehen, haben damals 
mit Recht glauben können, durch die Eheschließung 
zeitlebens ihre Existenzgrundlage gesichert zu 
haben. Sie haben keinen Beruf erlernt, und ihr Auf­
gabenkreis war im wesentlichen auf die Führung 
des Haushalts beschränkt. Es bedarf keiner näheren 
Begründung, daß diese überwiegend auch schon 
älteren Frauen im Falle einer Scheidung zum 
großen Teil von der ihnen gegebenen Gleichberech­
tigung im Berufsleben keinen Gebrauch mehr 
machen können. Deshalb muß die Voraussetzung 
für die Unterhaltspflicht des Ehemannes ... unter 
Berücksichtigung dieser beiden für unsere Ordnung 
geltenden Gesichtspunkte: Grundsätzliche Verpflich­
tung aller zur Arbeit, aber Berücksichtigung der 
besonderen Belastung oder noch vorhandenen wirt­
schaftlichen Unterlegenheit der Frau, ausgelegt 
werden. Das Gericht muß unter Berücksichtigung 
der Umstände jedes Einzelfalles prüfen, ob die 
Frau durch eine ihr allen Umständen nach zumut­
bare Arbeit in der Lage ist, ihren Unterhalt selbst 
zu verdienen ...“

Damit waren Grundsätze gewonnen, die bei unseren 
Werktätigen, auch bei den Frauen, auf volles Verständ­
nis stießen und die sich demgemäß in der Rechtspre­
chung der unteren Gerichte rasch und vollkommen 
durchgesetzt haben.

In Fortbildung dieser Ergebnisse stellte dann eine 
spätere, auf den Unterhaltsanspruch der geschiedenen 
Frau bezügliche Entscheidung des Obersten Gerichts3) 
den Grundsatz auf, daß der geschiedene Ehemann der 
schuldlos geschiedenen Frau unter Umständen, nämlich 
wenn sie bereits vor der Ehe berufstätig gewesen war 
und eine Berufsausbildung erhalten hatte, für die zur 
Auffrischung ihrer Berufskenntnisse erforderliche Zeit 
Unterhalt zu gewähren hat. Eingeschlossen ist*in diese 
Anlaufzeit der Zeitraum, der der Frau gewährt werden 
muß, um eine ihren Fähigkeiten entsprechende Stellung 
mit Aussicht auf dauernde, befriedigende und lohnende 
Beschäftigung zu finden.

Andererseits aber ist es ein Ausfluß des Gleichberech­
tigungsprinzips, daß auch die schuldlos geschiedene 
Ehefrau keinen Anspruch darauf hat, an einer späteren 
wirtschaftlichen Besserstellung des Mannes teilzuneh­
men, die dieser durch eigenen Fleiß und eigene Arbeit, 
an der die geschiedene Frau keinen Anteil genommen 
hat, erreicht hat4). Solche Fälle sind gerade in unserem 
Staate, der jedem Menschen die Möglichkeit zu weiterer 
Fortbildung und damit verbunden zu einer materiellen 
Besserstellung gewährt, durchaus nicht selten. Aber 
auch hier ergibt sich in der Rechtsprechung des Ober­
sten Gerichts das Gegenbild in einer — dem kapitalisti­
schen Ausbeuterrecht fremden — gerechten Bewertung 
der häuslichen Tätigkeit der Ehefrau, ausgehend von 
der Tatsache, daß bei uns noch viele Frauen den von 
ihnen geschuldeten Beitrag zum gemeinsamen Unterhalt 
der Familie durch Arbeit im Haushalt leisten. Das 
Oberste Gericht zieht daraus die Folgerung5), daß die 
Frau durch die Führung des Haushalts und die Erzie­
hung der Kinder die Möglichkeit zu Ersparnissen über­
haupt oder doch zu höheren Ersparnissen schafft. Aus 
dem Gleichberechtigungsprinzip folgt, daß diese Erspar­
nisse grundsätzlich b e i d e n  Eheleuten je zur Hälfte 
zustehen, auch wenn der Mann während der Ehe allein

3) OGZ Bd. 1 S. 262 = NJ 1952 S. 176. 
1) NJ 1952 S. 550.
5) NJ 1952 S. 489.

durch Ausübung eines Berufes oder Gewerbes Einkom­
men erzielt hat, aus dem die Ersparnisse angesammelt 
worden sind.

In folgerichtiger Fortentwicklung der Grundanschau­
ung über die Erwerbspflicht der Frau ergab sich in der 
Rechtsprechung des Obersten Gerichts als nächster 
Schritt ihre Gleichstellung mit den arbeitenden Men­
schen überhaupt. Es mußte klargestellt werden und 
wurde klargestellt, daß die Frau, die zur Ausnutzung 
ihrer Arbeitskraft zu nützlicher Tätigkeit verpflichtet 
ist, mit ihrem Eintritt in das Berufsleben die Rechts­
stellung jedes Arbeitenden teilt, d. h. also, daß von die­
sem Zeitpunkt an alle aus einer früheren Ehe etwa her­
zuleitenden Rechte auf Gewährung von Unterhalt 
durch den geschiedenen Ehemann in Wegfall kommen. 
Sie kann also bei einem später etwa eintretenden Ver­
lust oder einer Verminderung ihrer Arbeitsfähigkeit 
den schuldig geschiedenen Ehemann nicht erneut zur 
Unterhaltszahlung in Anspruch nehmen, sondern es 
kommen in diesem Falle für ihre Versorgung die glei­
chen gesetzlichen Bestimmungen zur Anwendung, die 
für jeden anderen Werktätigen im Falle der Arbeits­
unfähigkeit gelten0).

Weiterhin war aus dem Gleichberechtigungsprinzip 
die Folgerung abzuleiten, daß es keine e i n s e i t i g e  
Unterhaltspflicht des Mannes gegenüber der Frau mehr 
gibt, sondern daß beide Eheleute g e g e n s e i t i g  zur 
Unterhaltsleistung verpflichtet sind; daher muß auch, 
wenn mit der Aufhebung der ehelichen Lebensgemein­
schaft auch die häusliche Gemeinschaft der Parteien 
dergestalt aufgehoben wird, daß einer oder beide Teile 
ihre Wiederherstellung endgültig verweigern, die noch 
nicht geschiedene, lediglich getrennt lebende Ehefrau — 
sofern sie dazu in der Lage ist — durch eigene Arbeit 
für ihren Unterhalt sorgen, wie sie ja auch während 
des Bestehens der häuslichen Gemeinschaft ihrer Pflicht 
entweder durch Arbeit im Haushalt oder durch Berufs­
arbeit außerhalb des Hauses zu genügen hatte. Das ist 
bereits in mehreren Entscheidungen des Obersten Ge­
richts ausgesprochen* 7).

Lebt eine Frau — getrennt oder geschieden — in 
Westdeutschland, so kann sie sich nicht darauf berufen, 
daß sie auf Grund der dort herrschenden Arbeitslosig­
keit keine Beschäftigung finden könne; denn Arbeits­
losigkeit ist ein Ausfluß, eine notwendige Begleiterschei­
nung kapitalistischer Wirtschaftsführung. Maßgebend 
für die Feststellung eines den Ehemann zum Unterhalt 
verpflichtenden Ausnahmefalles können nur die Um­
stände sein, die für die Frau zu berücksichtigen wären, 
wenn sie ihren Wohnsitz im Gebiet der Deutschen De­
mokratischen Republik hätte; denn andernfalls läge es 
ja allein im Willen des Unterhaltsberechtigten, durch 
Verlegung seines Wohnsitzes nach Westdeutschland und 
den damit verbundenen Verlust der sicheren Arbeits­
möglichkeit eine Unterhaltsverpflichtung des anderen 
Teils zu begründen, die im Widerspruch zum Grundsatz 
der Gleichberechtigung von Mann und Frau stehen 
würde8).

Das vorläufige Schlußglied dieser Kette von Entschei­
dungen, die sich mit der Unterhaltspflicht von Ehe­
leuten oder früheren Eheleuten befassen, bildet eine 
Entscheidung des Obersten Gerichts, die ausspricht, daß, 
wenn die erwerbsunfähig gewordene geschiedene Ehe­
frau eine Invalidenrente bezieht, sie dadurch ebenso ge­
stellt ist wie jeder andere Werktätige im Falle seiner 
Invalidität; sie hat daher keinen Anspruch auf eine zu­
sätzliche Unterhaltszahlung durch ihren früheren Ehe­
mann9).

Unverkennbar läßt diese Entwicklung der oberstge­
richtlichen Rechtsprechung die Tendenz zu einer ge­
wissen Beschränkung der Unterhaltsansprüche der Frau 
erkennen. Das ist natürlich; es ist die notwendige Kon­
sequenz der Durchsetzung des Gleichberechtigungsprin­
zips im gesellschaftlichen Leben. Die Frau, die in der 
kapitalistischen Ehe, vermeintlich für ihre Lebenszeit 
„versorgt“, sich in Wirklichkeit aber in wirtschaftlicher 
und gesellschaftlicher Abhängigkeit von dem Manne 
befand, hat in der neuen Gesellschaftsordnung ihre volle

«) NJ 1952 s. 580.
7) Urteil vom 30. März 1953 — 1 Zz 11/53 — NJ 1953 S. 370; 

Urteil vom 20. April 1953 — 1 Zz 15/53; Urteil vom 8. Juni 1953 — 
1 Zz 53/53.

8) Urteil vom 30. März 1953 — 1 Zz 11/53 — NJ 1953 S. 370.
0) Urteil vom 20. April 1953 — 1 Zz 13/53.

538


